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Handreichung: Einführung einer landesweiten Katzenschutz-
verordnung im Saarland nach § 13b TierSchG
1. Überblick
Die unkontrollierte Vermehrung von Katzen verursacht massives Tierleid, verbreitet Krankheiten (auch Zoo-
nosen, also Übertragungen von Tieren auf den Menschen), führt zu Verletzungen, Inzucht, Parasitenbefall
und eine hohe Jungtiersterblichkeit. Zudem gefährdet die Überpopulation die Artenvielfalt und bedroht die
europäische Wildkatze. (Vgl. Studien und wissenschaftliche Hintergründe1)

Freiwillige Maßnahmen, Aufklärungsarbeit und zum Teil privat und vom Kastrationsfond finanzierte Kastra-
tionsaktionen reichen nachweislich nicht aus, um die Population dauerhaft einzudämmen. Der ehrenamtliche
Tierschutz kämpft seit Jahren gegen diese Entwicklung an.

Katzenschutzverordnungen nach § 13b TierSchG setzen direkt an der Ursache an und können nachweislich
und langfristig die Zahl frei lebender Katzen reduzieren. Weniger Nachwuchs bedeutet weniger frei lebende
Katzen und somit weniger Fundtiere. Dies sichert die kommunale Fürsorgeinfrastruktur im Fundwesen und
den Erhalt der Funktionsfähigkeit und Finanzierbarkeit der ehrenamtlich arbeitenden Tierschutzvereine ab.2

Eine solche Verordnung nimmt Katzeneigentümer in die Pflicht, ihre Tiere nur kastriert, gekennzeichnet und
registriert in den unkontrollierten Freigang zu lassen. Ohne eine Katzenschutzverordnung kann die Veterinär-
behörde die Kastration einzelner Katzen nicht präventiv verordnen, sondern erst dann eingreifen, wenn be-
reits ein tierschutzrelevanter Fall vorliegt.

2. Fakten
Frei lebende Katzen sind keine Wildtiere, sondern domestizierte Haustiere. Die Überpopulation wächst be-
ständig durch die Vermehrung unkastrierter Halterkatzen mit Freigang sowie durch Vernachlässigung und
Aussetzen. Laut Umfragen des Deutschen Tierschutzbundes sind etwa 20 % der Hauskatzen in Deutschland
unkastriert. Viele der Fundtiere die von Tierschutzvereinen und privaten Organisationen und Privatpersonen
gesichert, kastriert und versorgt werden, werden nicht der Behörde als Fundtier gemeldet.

Die Rechtslage: Auch frei lebende Katzen sind nach den Vorschriften des Fundrechts (§§ 965 ff. BGB)
grundsätzlich als Fundtiere zu behandeln. Hieraus ergeben sich für Städte und Gemeinden gesetzliche
Pflichtaufgaben der Kostenübernahme durch Sicherstellung, Unterbringung, Versorgung und tierärztliche Be-
handlung. (Schreiben der BTB zur Klarstellung des Fundtierbegriffs3)

Die saarländische Realität: Diese Pflichten werden in der Praxis seit Jahren größtenteils von Tierheimen,
Tierschutzvereinen und ehrenamtlichen Helfern übernommen. Dadurch gibt es auch Tierärzte, welche die
Behandlung nicht übernehmen möchten, wenn es keine Kostenzusage von einem Verein gibt. Diese Hand-
habung belastet den Tierschutz erheblich und ersetzt weder die gesetzliche Verantwortung, noch deckelt es
die tatsächlichen Kosten, welche trotz Fundtierverträgen und -pauschalen zu einem erheblichen Teil durch
Ehrenamt und Spenden getragen werden müssen. (SR Bericht 4, Häufige Ablehnungsgründe der Gemeinden5 )

Das aktuelle Problem: Viele Tierschutzvereine sind personell und finanziell stark belastet.

es gibt eine steigende Anzahl an Hauskatzen, daher auch mehr entlaufende und ausgesetzte Katzen er-
go mehr kranke und verletze Fundkatzen.
Tiere müssen auf der Straße verbleiben, da die Tierheime überfüllt sind und die Tierschutzvereine eben-
falls eine begrenzte Aufnahmekapazität haben.
aktuell gibt es keine Kennzeichnungspflicht, dies bedeutet eine längere Rückführung von vermissten Tie-
ren zu den Haltern.
Grauzone bei den Kastrationen (Rechtssicherheit ist nicht gegeben, da es keine Kastrations- und Kenn-
zeichnungspflicht gibt).
gestiegene Tierarztkosten.
sinkende Anzahl ehrenamtlicher Helfer.

1 Wissenschaftliche und praktische Evaluierung.pdf
2 https://politik-fuer-die-katz.de/13b-tierschg/
3  Bundesministerium Klarstellung des Fundtierbegriffes.pdf
4 SR-Bericht
5 Fundrecht-fuer-Gemeinden.pdf

https://politik-fuer-die-katz.de/wp-content/uploads/2024/05/030-142_002656_v02_201005154555_Red.pdf
https://politik-fuer-die-katz.de/wp-content/uploads/2024/05/030-142_002656_v02_201005154555_Red.pdf
https://politik-fuer-die-katz.de/13b-tierschg/
https://politik-fuer-die-katz.de/13b-tierschg/
https://politik-fuer-die-katz.de/13b-tierschg/
https://politik-fuer-die-katz.de/wp-content/uploads/2026/01/2026-01-20-Schreiben-der-BTB-zur-Klarstellung-des-Fundtierbegriffs-1.pdf
https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/bertha_bruch_tierheim_saarbruecken_bekommt_mehr_geld_100.html
https://politik-fuer-die-katz.de/wp-content/uploads/2026/01/Fundrecht-fuer-Gemeinden.pdf)
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Um das Ausmaß der Belastung greifbar zu machen:
Allein die ehrenamtlichen Helfer der Katzenhilfe Schmelz haben in den Jahren von 2021 bis Ende 2025 ins-
gesamt 1.174 Katzen und Kater gesichert und kastrieren lassen – eine Leistung, die aus ehrenamtlicher
Arbeit heraus finanziell und personell nicht mehr getragen werden kann.

Der Tierschutz und die Tiermedizin fordern geschlossenes Handeln:

Nicht nur die Katzenhilfe Schmelz, sondern 29 weitere im Saarland tätige Tierschutzvereine/ Tierhei-
me/ ehrenamtliche Organisationen bestätigen die dringende Einführung der Verordnung.

Eine erste Abfrage ergab bereits offizielle Zustimmungserklärungen von zehn saarländischen Tierarzt-
praxen, welche die fatalen gesundheitlichen Folgen der Überpopulation täglich in ihren Praxen behan-
deln müssen(siehe Anhang Zitate Tierärzte).

3. Faktencheck: Politische und praktische Bedenken

Werden verantwortungsvolle Bürger zusätzlich belastet? Nein. Die große Mehrheit der verantwortungs-
vollen Halter hat ihre Tiere bereits kastriert und registriert. Für sie ändert sich durch die Verordnung absolut
nichts. Die Regelung nimmt gezielt das restliche Fünftel in die Pflicht, das durch Unterlassung die Überpopu-
lation befeuert. Einmalige Kosten für Kastration und Kennzeichnung sind dem Halter zumutbar, da sie im
Verhältnis zu den lebenslangen Versorgungskosten einer Katze sehr gering ausfallen. Zudem ist das Infek-
tionsrisiko mit sexuell oder durch Revierkämpfe übertragbaren Krankheiten wie FIV (ugs. »Katzen-AIDS«)
deutlich reduziert, was auch dem Schutz der Freigängerkatzen dient.

Wie funktioniert die Kontrolle in der Praxis? Braucht es mehr Personal? Eine flächendeckende Kontrol-
le aller Katzenhalter ist weder rechtlich vorgesehen noch praktisch erforderlich. Der Vollzug erfolgt – wie bei
anderen kommunalen Verordnungen (z. B. Leinenpflicht) auch – anlassbezogen auf Grundlage konkreter
Hinweise im Rahmen bestehender Verwaltungsabläufe. Rechtsnormen entfalten ihre Wirkung durch Orientie-
rung und Lenkung, nicht durch lückenlose Kontrolle. (Umfrage Ministerium Hessen 6)

Ist das die Vorstufe zur "Katzensteuer"? Klares Nein. Eine Katzenschutzverordnung ist ein reines Instru-
ment der Gefahrenabwehr, des Tierschutzes und der Senkung von kommunalen Fundtierkosten. Sie dient
explizit nicht der Einnahmebeschaffung.

Wie wird in der Praxis zwischen Halterkatze und frei lebendem Streuner unterschieden?
Genau dieses Problem löst die Katzenschutzverordnung durch die Kennzeichnungspflicht (Mikrochip) und
die anschließende, kostenlose Registrierung bei Fundportalen wie TASSO. Aufgegriffene Tiere können so
sofort per Chiplesegerät von Tierärzten und Tierschützern einem Halter zugeordnet werden.

Das Saarland würde mit diesem Schritt einer europäischen Vorgabe sinnvoll vorgreifen: Erst am 22. Mai
2026 wurde die EU-Verordnung zum Wohlergehen und zur Rückverfolgbarkeit von Hunden und Katzen vom
Rat endgültig angenommen. Diese schreibt verbindlich vor, dass – mit einer Übergangsfrist von 15 Jahren –
ohnehin alle Katzen gekennzeichnet und registriert werden müssen. Ein proaktives Handeln auf Landesebe-
ne ist daher der einzig logische Schritt, anstatt das Problem für die Kommunen noch weitere Jahre vor sich
herzuschieben.7

Werden Fütterer automatisch zu Haltern? Was passiert mit dem Ehrenamt?
Für die gesetzliche Haltereigenschaft ist maßgeblich, wer den sogenannten „Bestimmungsort“ des Tieres
festlegt und die tatsächliche Verfügungsgewalt besitzt (das Tier also beispielsweise in Wohnräumen einsper-
ren kann). Wer frei lebende Streuner lediglich draußen füttert, hat diese räumliche Kontrolle naturgemäß
nicht und wird rechtlich ausdrücklich nicht zum Halter (§ 833 BGB).

Tierschützer und Anwohner, die herrenlose Katzen aus Tierschutzgründen füttern, werden rechtlich aus-
drücklich von der Haltereigenschaft ausgenommen, solange sie das Ziel verfolgen, die Tiere fangen und kas-
trieren zu lassen. Die Verordnung gibt den Vereinen vielmehr die rechtliche Sicherheit, unkastrierte Streuner
an Futterstellen endlich legal sichern und kastrieren zu dürfen, ohne sich rechtlichen Grauzonen auszuset-
zen.

6 tierschutz.hessen.pdf
7 EU Vorschriften zum Schutz von Hunden und Katzen vor Missbrauch

https://tierschutz.hessen.de/sites/tierschutz.hessen.de/files/2025-11/2025_11-katzenschutzvo-umfrage_bei_hess-gemeinden.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260423IPR41833/erste-eu-vorschriften-zum-schutz-von-hunden-und-katzen-vor-missbrauch
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4. Vorteile für Land und Kommunen
Kostenkontrolle: Verpflichtend gekennzeichnete Hauskatzen können deutlich schneller an Eigentümer
zurückvermittelt werden, was die Kapazität der Tierheime oder Pflegestellen erhöht wegen der kürzeren
Verweildauer der Fundtiere (Pflichtausgaben der Kommune).

Kein Kostenrisiko: Die Kosten für Kastration und Kennzeichnung trägt der Eigentümer. unerheblicher
Verwaltungsaufwand für Durchsetzung der Katzenschutzverordnung (Umfrage Ministerium Hessen, siehe
Seite 1)

aktives Handeln gegen Tierleid (Artikel 20a GG): wirkungsvolle Maßnahmen (Fördergelder Kastration
frei lebender Katzen durch Hotspotregelung plus Kastrationspflicht (§13b Tierschutzgesetz) der Freigän-
ger)8

5. Fazit und Handlungsaufforderung
Die hohe Zahl frei lebender Katzen führt zu erheblichem Tierleid und wachsenden Belastungen für Kommu-
nen und das Ehrenamt. Die Problemlage ist bekannt, die bisherigen Instrumente haben sich als unzurei-
chend erwiesen. Katzenschutzverordnungen sind kein theoretisches Experiment, sondern werden in
Deutschland bereits in über 2.000 Städten und Gemeinden erfolgreich angewendet. (Eine aktuelle Übersicht
der teilnehmenden Städte und Gemeinden finden Sie auf: https://politik-fuer-die-katz.de/)

Wir fordern daher dazu auf: Nutzen Sie das Instrument des § 13b TierSchG auf Landesebene. Es ist das ein-
zige nachweislich wirksame Werkzeug des praktischen Tierschutzes, das zugleich die kommunale Vorsorge
und Wirtschaftlichkeit rechtssicher verankert. Ein Beispiel für eine landesweite Katzenschutzverordnung ist
Berlin (seit 2021)9 , in Niedersachsen und Schleswig Holstein gibt es ebenfalls Initiativen für landesweite Kat-
zenschutzverordnungen.

8 Europäisches Übereinkommen zum Schutz von Heimtieren 1987
9 Berlin Katzenschutzverordnung

https://politik-fuer-die-katz.de/
https://rm.coe.int/168007a699  Europäisches Übereinkommen zum Schutz von Heimtieren
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-KatSchVBEpP3
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